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Europäische Wirtscha�sregierung –  
eine stille neoliberale Revolution 1 
Elisabeth Klatzer, Christa Schlager

1. Einleitung

Die Entscheidungsträger innerhalb der Europäischen Union (EU) haben die Finanz- 
und Wirtscha"skrise zum Anlass genommen, wesentliche Veränderungen in der 
wirtscha"spolitischen Architektur von großer Tragweite in die Wege zu leiten. Durch 
verstärkte Koordinierung der Wirtscha"spolitik soll die Handlungsfähigkeit der EU 
verbessert werden. Bestehende wirtscha"spolitische Steuerungsmechanismen in der 
EU werden entscheidend verändert und gestärkt und durch neue ergänzt. Die Worte 
des Präsidenten der Europäischen Kommission (EK), José Manuel Barroso, der von 
einer stillen Revolution spricht, sind keine Übertreibung. Die entscheidende Frage 
ist, worauf diese Revolution abzielt. 

Während die Finanz- und Wirtscha"skrise deutlich zutage brachte, dass nicht 
nur die Deregulierung der Finanzmärkte, sondern auch die Wirtscha"spolitik der 
letzten Jahrzehnte mit wachsenden Leistungsbilanzungleichgewichten, rapide zu-
nehmenden Ungleichheiten in der Verteilung von Einkommen und Vermögen, an-
haltender Wachstumsschwäche durch eine im Rahmen des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes (SWP) konzertierte ö&entliche Konsolidierungspolitik und schädlichem 
Steuerwettbewerb, begleitet von Deregulierung und Privatisierung, wirtscha"spoli-
tisch der falsche Weg und kontraproduktiv ist, zeigt sich gegenwärtig eine erstaun-
liche Dynamik : Die ö&entliche Debatte ist dominiert von Geschichten über Staaten 
die – vornehmlich selbstverschuldet – nahe am Staatsbankrott sind, dramatischen 
Rettungsaktionen, Re+nanzierungsschwierigkeiten, Gefahren des Auseinanderbre-
chens des Euros und Disziplinierung durch Finanzmärkte (Zinsdruck). In einer der-
art dramatischen Situation müssen die »unverantwortlichen EU-Mitgliedsstaaten« 
(MS) hart hergenommen werden : »Die EU schlägt zurück«2 und »the EU gets tough« 
(Europäische Kommission o. J., 1). Und : wer erlaubt sich angesichts einer derartigen 
Dramatik überhaupt den Luxus, Kritik zu üben ?

Während die Notwendigkeit besserer und verstärkter wirtscha"spolitischer Koor-
dinierung und Steuerung innerhalb der EU weitgehend unbestritten ist, geht dieser 
Artikel den Fragen nach dem Prozedere und der inhaltlichen Substanz der Vorschlä-
ge nach. Wie zu diskutieren und zu zeigen sein wird, sind sowohl hinsichtlich der 
Ausgestaltung der vorgeschlagenen Instrumente und Prozesse als auch hinsichtlich 
des Zustandekommens der neuen Regelungen aus wirtscha"s- und demokratiepoli-
tischer Perspektive grundlegende Einwände anzumelden. Diese Maßnahmen haben 
gravierende Auswirkungen auf die wirtscha"spolitischen Spielräume der MS, sie 
stellen de facto Eingri&e in die Budgethoheit und eine Umgehung von demokrati-
schen Mechanismen in MS und auf EU Ebene dar. »Unverantwortliche« Mitglied-
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staaten sollen stärker »diszipliniert« werden. Der bisherige wirtscha"spolitische 
Kurs soll mit noch größerer Vehemenz und Geschwindigkeit durchgesetzt werden. 

Zum Au3au : Nach einer Darstellung der wesentlichen 4emen der neuen Econo-
mic Governance (Kapitel 2), werden die Vorschläge aus demokratiepolitischer (Kapi-
tel 3.1) und wirtscha"spolitischer Sicht (Kapitel 3.2) analysiert. In Kapitel 4 werden 
alternative Vorschläge vorgestellt und abschließend einige 4esen für eine sinnvolle 
wirtscha"spolitische Koordinierung auf europäischer Ebene aufgestellt.

2. Wesentliche Elemente der neuen wirtschaftspolitischen 
Steuerungsmechanismen

Die konkreten Verhandlungen um die neue wirtscha"spolitische Governance auf EU 
Ebene begannen mit der Einrichtung einer hochrangigen Task Force beim Europä-
ischen Rat im März 2010, »um das Ziel eines verbesserten Krisenbewältigungsrah-
mens und einer besseren Haushaltsdisziplin zu erreichen« (Europäischer Rat 2010a, 
RN 7). Die Task Force legte am 21. 10. 2010 ihren Bericht vor. Die Europäische Kom-
mission (EK) legte ihrerseits die Legislativvorschläge für eine Reform der wirtscha"s-
politischen Steuerung auf EU Ebene am 29. September 2010 vor.3 Diese beiden, zu ei-
nem hohen Anteil übereinstimmenden, Vorschläge werden im Folgenden dargestellt. 

Laut derzeitigem Zeitplan sollen die Beschlüsse über die Legislativvorschläge, 
nach einer Grundsatzeinigung beim Europäischen Rat Ende März 2011 und darauf 
folgenden – nach Willen von Rat und EK – beschleunigten Verhandlungen mit dem 
Europäischen Parlament, bis Juni 2011 fallen.4 Zusätzlich haben die Euro-Regie-
rungschefs am 4. Februar 2011 den Plan gefasst, noch im März 2011 Beschlüsse über 
eine noch stärkere Koordinierung in der Eurozone zu fällen.5 

2.1 Überblick 

Die inhaltlichen Kernelemente der Vorschläge stellen sich folgendermaβen dar :
 – Überwachung der und Eingri&e in die Wirtscha"spolitik der Mitgliedstaaten : 

Makroökonomische Überwachung aller MS anhand eines Indikatorensets (Score-
board) mit +nanziellen Sanktionen (0,1 % des BIP) für die Mitglieder der Eurozone ;

 – Verschärfung der Vorschri"en über die Haushaltsdisziplin und verstärkte haus-
haltspolitische Überwachung (erhöhte Ausgabendisziplin, sehr viel stärkere Be-
achtung der Schuldenstände und ihrer Entwicklung sowie der »globalen Tragfä-
higkeit der ö&entlichen Finanzen«, Festlegung einer Formel fűr zulässiges Ausga-
benwachstum) mit bedeutenden +nanziellen Sanktionen (0,2 % des BIP) fűr die 
Mitglieder der Eurozone sowie eine Reihe von Vorgaben fűr die Ausgestaltung 
der Haushaltsvorschri"en in den Mitgliedstaaten, die die Budgetdisziplin erhö-
hen ;

 – Die Strafzahlungen für Euro-Staaten sollen gemäβ Vorstellungen der EK in einem 
demokratiepolitisch bedenklichen Verfahren des »reverse majority voting« de 
facto automatisch in Kra" treten : Sanktionsvorschläge der EK gelten als ange-
nommen, wenn der Rat diese nicht innerhalb von 10 ( !) Tagen mit quali+zierter 
Mehrheit ablehnt ;

 – Einführung eines sogenannten »Europäischen Semesters«, das den jährlichen 
Zyklus von +skal- und wirtscha"spolitischen Entscheidungen auf EU- und MS-
Ebene so strukturiert, dass die EU und insbesondere die Europäische Kommission 
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de facto starken EinXuss auf die nationalen Debatten und Prioritäten zu budget- 
und wirtscha"spolitischen Weichenstellungen hat ;

 – Weiters stellt die Debatte um einen dauerha"en europäischen Krisenmechanis-
mus ein wesentliches Element der kün"igen wirtscha"spolitischen Gestaltung auf 
europäischer Ebene dar, dieser Aspekt ist allerdings – aus Platzgründen – nicht 
Schwerpunkt dieses Artikels.

 – Zusätzlich hat Deutschland im Vorlauf des ER am 4. Februar 2011 die Debatte 
über weiterführende Maßnahmen für die Eurozone durch den Vorschlag eines 
Paktes für Wettbewerbsfähigkeit beschleunigt. Der deutsche Vorschlag enthält 6 
Punkte : Anhebung des Pensionsantrittsalters, Abscha&ung der Lohnindexierung, 
Einführung der Schuldenbremse nach deutschem Vorbild in allen Euro-MS, kla-
re Regeln für Bankenrestrukturierung, Harmonisierung der Bemessungsgrund-
lage für die Körperscha"ssteuer. Die Regierungschefs der Eurozone haben am 
4. 2. 2011 beschlossen, über die legislativen Vorschläge hinaus »weitere Schritte 
[zu] unternehmen, mit denen eine neue Qualität der wirtscha"spolitischen Koor-
dinierung im Euro-Währungsgebiet zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
erreicht werden kann, was […] zu einem höheren Maß an Konvergenz führt« (Eu-
ropäischer Rat 2011, Anhang). Zentrales Element für Deutschland sind dabei die 
Reduktion der Sozialleistungen (möglichst niedrige Belastung der Sozialsysteme), 
niedrige Löhne und Einschnitte im Pensionssystem. 

2.2 Darstellung der Details der geplanten neuen Regelungen auf EU Ebene

2.2.1 Makroökonomische Überwachung

Der Verordnungs-Vorschlag umfasst die regelmäßige Bewertung von Risiken von 
makroökonomischen Ungleichgewichten und de+niert einen Warnmechanismus. Es 
wird ein »Verfahren bei einem übermäßigen Ungleichgewicht« (Excessive Imbalance 
Procedure – EIP) eingeführt, das für alle MS gilt. Mittels eines Warnmechanismus 
anhand eines »Scoreboards« von ausgewählten ökonomischen Indikatoren sollen 
»problematische« makroökonomische Ungleichgewichte ermittelt werden. Das 
»Scoreboard« wird mehrere Indikatoren mit Warnschwellen umfassen, bei Über-
schreitung dieser Warnschwellen wird das EIP in Gang gesetzt. 

Ist die Informationslage über die weitreichenden wirtscha"spolitischen Neue-
rungen insgesamt unzufriedenstellend, so ist sie in Bezug auf den Kern der neuen 
makroökonomischen Überwachung, die Indikatoren, katastrophal. Diese sind von 
zentraler Bedeutung für die Bewertung durch die EK – und stellen damit das Korsett 
dar, in das die wirtscha"spolitischen Prioritäten der MS gezwängt werden. 

Es bleibt unklar, welche Indikatoren derzeit in den abseits von der Ö&entlichkeit 
tagenden »technischen Arbeitsgruppen« diskutiert werden. Hinweise über mögliche 
Vorschläge geben die beispielha" genannten Indikatoren in der Mitteilung der EK 
vom Juni 2010 (Europäische Kommission 2010 a, 4 f) und allgemeine Angaben auf der 
Homepage der EK (Europäische Kommission, o. J., 2) zu »Scoreboard« Indikatoren :
 – Leistungsbilanzsaldo in Relation zum BIP
 – Exportmarktanteile
 – Nettoauslandsposition in Relation zum BIP 
 – Realer e&ektiver Wechselkurs (deXationiert mit Arbeitsstückkosten bzw.   

basierend auf BIP DeXator)
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 – Nominelle Arbeitsstückkosten
 – Reale Wertsteigerungen im Bausektor 
 – Reale Steigerung der Hauspreise
 – Verschuldung des Privatsektors als Anteil am BIP
 – Bruttoschuldenstand in Relation zum BIP
Die Indikatoren sind nicht Teil des Verordnungsvorschlages der EK und somit hat 
das EP keine Mitsprache bei deren Beschlussfassung. Auch innerhalb des Rates und 
der EK wird auf eine breitere Diskussion verzichtet, die hochpolitische Frage der 
Wahl der Indikatoren, die in Hinkun" maßgeblich als Überwachungs- und Diszip-
linierungsinstrument für die Wirtscha"spolitik der MS herangezogen werden – zu-
mindest bis Ende Februar 2011 – soll im geheimen von der Generaldirektion ECFIN 
und den Finanzministerien der MS ausverhandelt bzw. erst nach Beschluss der Ver-
ordnung zum makroökonomischen Gleichgewicht festgelegt werden. 

2.2.2 Verstärkte haushaltspolitische Überwachung 

Die vorliegenden Vorschläge der EK zielen auf eine Verschärfung sowohl des soge-
nannten »präventiven« als auch des »korrektiven« Arms des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts (SWP) ab :
 – Ergänzung des strukturellen Saldos als Hauptkriterium durch eine Ausgaben-

regel,
 – Bei Nichtbeachtung Möglichkeit einer Warnung durch die EK bzw. einer 

 Ratsempfehlung zur Setzung korrektiver Maßnahmen,
 – Stärkere Bedeutung der Entwicklung der Schuldenquoten sowohl im präven-

tiven Teil als auch beim Verfahren bei einem übermäßigen De+zit (ÜD),
 – Operationalisierung des Schuldenkriteriums durch eine Zahlenregel zur 

 Beurteilung der hinreichend schnellen Annährung der Schuldenquote an  
den 60 %-Schwellenwert,

 – Möglichkeit der Erö&nung eines ÜD-Verfahrens bei Nichteinhaltung des 
Schulden kriteriums.

Die gegenwärtige Methode zur Bestimmung der mittelfristigen Haushaltsziele 
(MTO) und das jährliche Konvergenzerfordernis von 0,5 % des BIP sollen beibehal-
ten werden, zwecks Operationalisierung wird aber eine ergänzende Ausgabenregel 
vorgeschlagen : das jährliche Wachstum ö&entlicher Ausgaben soll grundsätzlich die 
mittelfristige BIP-Wachstumsrate nicht übersteigen, es sei denn, das MTO wurde 
bereits mehr als erreicht oder die den Benchmark übersteigenden Ausgaben werden 
durch diskretionäre einnahmenseitige Maßnahmen kompensiert. 

Die für die Beurteilung der Ausgabenentwicklung notwendigen Daten sollen in 
die Stabilitäts- und Konvergenzprogramme aufgenommen werden. Bei Nichteinhal-
tung der Vorgaben kann eine Warnung durch die EK bzw., in besonders schwerwie-
genden Fällen, eine Ratsempfehlung zur Setzung korrektiver Maßnahmen erfolgen. 
Für MS der Eurozone sind zusätzlich Sanktionen geplant.

2.2.3 Strafzahlungen

Der Vorschlag der EK zur Durchsetzung der Bestimmungen des SWP sieht abgestuf-
te +nanzielle Sanktionen für Euro-Länder vor :
 – verzinsliche Einlage in Höhe von 0,2 % des BIP im präventiven Arm
 – unverzinsliche Einlage in Höhe von 0,2 % des BIP im korrektiven Arm
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 – Umwandlung in eine Strafzahlung im Falle der Nichtbeachtung der zugrunde 
liegenden Ratsempfehlung zur Korrektur des De+zits

 – Die weitere Missachtung der Vorgaben würde zu verstärkten Sanktionen im 
Rahmen der bereits bestehenden Bestimmungen des Art. 126 des EU-Vertrages 
führen.

Auch das Verfahren zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleich-
gewichte sieht für Euro-MS die Möglichkeit +nanzieller Sanktionen bei wiederholter 
Missachtung des Verfahrens bei einem übermäßigen Ungleichgewicht (Excessive 
Imbalance Procedure) vor. Bei wiederholter Missachtung der Ratsempfehlungen zur 
Beseitigung übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte soll dem betref-
fenden MS eine jährliche Strafzahlung in Höhe von 0,1 % des BIP auferlegt werden. 
Dabei liegt das Augenmerk nicht auf der tatsächlichen Beseitigung von Ungleichge-
wichten, sondern lediglich auf dem wiederholten Versäumnis, die Ratsempfehlungen 
zu befolgen. Die Strafzahlung ist so lange zu entrichten, bis der Rat feststellt, dass 
Korrekturmaßnahmen getro&en wurden. Eine Strafzahlung kann auch dann aufer-
legt werden, wenn ein MS es wiederholt verabsäumt, den vorgesehenen Korrektur-
maßnahmenplan vorzulegen.

Für die Entscheidung über die Verhängung von Sanktionen sieht der VO-Vor-
schlag ein Verfahren umgekehrter Mehrheiten (»reverse voting«-Mechanismus) vor : 
nach einer Ratsempfehlung zur Setzung korrektiver Maßnahmen im präventiven 
Arm bzw. bei den verschiedenen Verfahrensschritten im korrektiven Arm würde 
die EK einen Vorschlag für die Verhängung der jeweiligen +nanziellen Sanktionen 
vorlegen. Stimmt der Rat nicht innerhalb von 10 Tagen mit quali+zierter Mehrheit 
dagegen, gilt der Vorschlag als angenommen.

Als besonderer +nanzieller Anreiz zum Bestrafen werden die angehäu"en Zinsen 
bzw. allfällige Strafzahlungen gemäß Legislativvorschlag der EK auf jene Euro-MS 
aufgeteilt, die sich nicht in einem ÜD-Verfahren bzw. in einem Verfahren exzessiver 
Ungleichgewichte be+nden.

2.2.4 Europäisches Semester

Mit dem beim ER im Juni 2010 beschlossenen sogenannten »europäischen Semester« 
der ex-ante Koordinierung wurde eine zeitliche Abfolge des Koordinierungsprozes-
ses der nationalen Budgetpolitik vereinbart, die einen starken EinXuss der EU Ebene 
auf die nationale Haushaltspolitik sicherstellt. Durch einen stark strukturierten Ko-
ordinierungsprozess in der ersten Jahreshäl"e, beginnend mit einem sogenannten 
»Annual Growth Survey« (Jahreswachstumsbericht 6 ) der EK zu Beginn des Jahres. 
Die Mitgliedstaaten haben ihre mittelfristige Finanzplanung jeweils im Frühjahr an 
die EK zu melden. Deklariertes Ziel ist es, Widersprüche und drohende Ungleich-
gewichte in der Haushaltsplanung früh zu erkennen und zu verhindern bzw. die 
Koordinierung zeitlich so zu legen, dass nationale Budgetentscheidungen noch ent-
scheidend beeinXusst werden können. Die Kommission wird diese dann bewerten 
und Vorschläge für »Guidance« an die einzelnen MS richten, die von ER bzw. Rat 
Mitte des Jahres verabschiedet werden. Die MS müssen sowohl Konvergenz- und 
Stabilitätsprogramme als auch die nationalen Reformprogramme im April vorlegen 
und EU Institutionen werden noch vor dem Sommer Empfehlungen an die MS ver-
abschieden.
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3. Kritische Analyse der geplanten neuen Steuerungsarchitektur

Eine kritische Analyse der geplanten neuen Steuerungsarchitektur muss an mehre-
ren Punkten ansetzen. Sowohl hinsichtlich der demokratiepolitisch-institutionellen 
Dimension als auch der politikökonomischen bzw. wirtscha"spolitischen Ausrich-
tung der geplanten wirtscha"spolitischen Steuerung sind grundlegende Einwände 
anzubringen.

3.1 Demokratiepolitische und institutionelle Überlegungen und Einwände

Sowohl der Prozess der Ausarbeitung als auch die Vorschläge selbst sind demokra-
tiepolitisch sehr bedenklich einzuschätzen.

3.1.1 »Unter Ausschluss der Ö$entlichkeit« : Der Prozess zur Ausgestaltung  
 der neuen Regeln

Im März 2010 haben die Staats- und Regierungschefs auf Initiative des mit Inkra"tre-
ten des Lissabonvertrages eingesetzten ER Vorsitzenden Herman van Rompuy über-
raschend die Einrichtung einer Task Force zur Stärkung der wirtscha"spolitischen 
Steuerung beschlossen (Europäischer Rat 2010a). In den Monaten danach hat diese 
Gruppe unter Ausschluss der Ö&entlichkeit weitreichende Maβnahmen zur Verstär-
kung der wirtscha"spolitischen Steuerung und Überwachung der Wirtscha"spolitik 
der Mitgliedstaaten entwickelt und eine weitgehende Annäherung unter den Wirt-
scha"s- und Finanzministern erzielt. 

Die Task Force an sich stellt einen schwerwiegenden Bruch mit den bestehenden 
institutionellen Regeln der Union dar : Van Rompuy hat sich damit eine Konstrukti-
on gescha&en, in der er sich zum Vorsitz des (Eco+n) Rates installiert hat.7 Gleich-
zeitig hat diese Vorgangsweise die ohnehin relativ dür"igen Regeln der Transparenz 
über die Arbeit des Eco+n-Rates außer kra" gesetzt und damit eine Diskussion so-
wohl innerhalb der MS Regierungen als auch in einer breiteren Ö&entlichkeit de fac-
to bis zum Vorliegen der Einigung Ende Oktober 2010 e&ektiv verhindert. Erst mit 
dem Abschlussbericht der Task Force (Task Force 2010) und den Vorschlägen der EK 
vom 29. September 2010 wurden Informationen űber die Arbeiten verö&entlicht und 
somit vollendete Tatsachen gescha&en. Mit diesem Vorgehen wurde die Debatte über 
diese weitreichenden Eingri&e in die Wirtscha"spolitik der MS von der EK und den 
Finanzministern (unter Beteiligung der Europäischen Zentralbank) monopolisiert. 

Nachdem die Finanzminister in der Task Force bereits zu vielen Fragen Einver-
nehmen herstellen konnten, wird der Entscheidungsprozess in weiterer Folge unter 
Erzeugung eines groβen Zeitdruckes vorangetrieben – die legislativen Vorschläge 
sollen bis Juni 2011 beschlossen werden. Der Einigungsprozess über Details dazu in-
nerhalb der Eurogruppe und im Eco+n verläu" weiter weitgehend unter Ausschluss 
der Ö&entlichkeit. Das Europäische Parlament (EP) wird in den Prozess in einem 
beschleunigten Verfahren im Wesentlichen erst Ende März 2011 in die Verhand-
lungen eingebunden. Und beim Kern der kün"igen wirtscha"spolitischen Regelung, 
der Wahl der Indikatoren für den makroökonomischen Überwachungsprozess, wird 
das EP erst gar nicht einbezogen. Es ist wohl nicht zufällig, dass der Eindruck ent-
steht, die neue wirtscha"spolitische Architektur soll bewusst autoritär aufoktroyiert 
werden. Breitere Diskussionen, die die einseitige neoliberale und undemokratische 
Ausrichtung der Vorschläge von Bürokraten der EK und Finanzministerien demas-
kieren könnten, werden durch die Gestaltung des Prozesses nahezu verunmöglicht. 
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3.1.2 Bürokratische Mechanismen als neuer Souverän über heikle  
 wirtscha�spolitische Prioritätensetzungen

Die Regeln der geplanten wirtscha"spolitischen Steuerung werfen in mehrfacher 
Hinsicht demokratiepolitische Probleme auf. So weist De Grauwe (2010) darauf hin, 
dass diejenige Institution, die Sanktionen de facto verhängen würde, also die EU-
Kommission, dafür nicht politisch sanktioniert werden kann. Wohingegen jene Insti-
tutionen, die die politischen Konsequenzen tragen müssen, die nationalen Parlamen-
te, keinerlei EinXuss darauf haben. Damit verlieren die WählerInnen die Macht über 
das politische Geschehen und können nicht erwünschte politische Schwerpunktset-
zungen auch nicht mehr sanktionieren (vgl. De Grauwe 2010, 2). Auch das deutsche 
Finanzministerium sieht das Problem der demokratischen Legitimation durchaus : 
»Wenn die EU, wie es das BVerfG im Lissabon Urteil feststellte, sich (noch) nicht 
selbst demokratisch legitimieren kann, ihre Entscheidungen vielmehr mittelbar über 
die nationalen Parlamente legitimiert werden müssen, dann ist es höchst problema-
tisch, die nationalen Parlamente ausgerechnet in ihrem Budgetrecht zu beschränken, 
indem man dieses unter europäische Aufsicht stellt.« (Bolte et al. 2010, 27). Selbstver-
ständlich kommt diesbezüglich das Argument, die Rechte über die Beschlussfassung 
würden nicht eingeschränkt werden, allerdings müssen nach dem neuen Prozess von 
den Regierungen der MS jeweils bereits im Frühjahr die budget- und wirtscha"spo-
litischen Prioritäten nach Brüssel gemeldet werden, lange bevor das Budget den Par-
lamenten vorgelegt bzw. dort eine Debatte darüber statt+ndet. Überdies beschließt 
die EK – nicht das EP oder nationale Parlamente – im Juni Empfehlungen an die MS, 
die dann von den Regierungen in der Erstellung des Budgets befolgt werden müssen. 
Der österreichische Nationalrat hat eine Stellungnahme dazu beschlossen : »Die Bun-
desregierung (…) wird ersucht, auch auf europäischer Ebene dafür Sorge zu tragen, 
dass die Rechte des Nationalrats zur Entscheidung über den Bundeshaushalt und 
die Kontrolle des Budgetvollzugs im Zusammenhang mit den notwendigen Bemü-
hungen um eine Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes nicht eingeschränkt 
werden.« (STN 2/S XXIV. GP). Dass diese Stellungnahme wirkungslos bleibt, liegt 
auf der Hand. Sie ist aber ein interessantes – und bestürzendes – Zeugnis dafür, mit 
welcher Naivität die österreichischen ParlamentarierInnen den Mechanismen der 
europäischen Politik gegenüber stehen und wie sie ihre verfassungsrechtlich abgesi-
cherten Rechte der EinXussnahme auf die EU Politik der österreichischen Regierung 
brach liegen lassen.

3.1.3 Demokratiepolitischer Sündenfall : De facto Aussetzung der regulären 
 Rechtssetzungsverfahren bei Strafzahlungen

Die ohnehin äußerst schwach legitimierte Beschlussfassung im Rat wird in einem 
zentralen Punkt ausgehebelt und an die – demokratisch nicht legitimierte – EK 
überantwortet. Damit ist ein zentrales Element des neuen Steuerungsmechanismus, 
der Mechanismus der Inkra"setzung von Strafzahlungen fűr Euro-Staaten, ein de-
mokratiepolitischer Sündenfall. Die Vorschläge der EK sehen im Wesentlichen ein 
Verfahren des »reverse majority voting« vor, das der EK Entscheidungs- und Recht-
setzungskompetenz gibt. Einschätzungen über heikle wirtscha"spolitische Fragen 
von EK-Bürokraten, die keinerlei demokratiepolitischer Legitimation unterliegen, 
erlangen de facto automatisch rechtliche Wirkung : Vorschläge der EK über Sank-
tionen in beträchtlichem Ausmaß (jährliche Strafzahlungen in der Höhe von 0,1 % 
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des BIP im Rahmen der makroökonomischen Überwachung bzw. 0,2 % im Rahmen 
der +skalpolitischen Überwachung des SWP) 8 gelten als angenommen, wenn der 
Rat diese nicht innerhalb von 10 ( !) Tagen mit quali+zierter Mehrheit ablehnt. Ab-
gesehen davon, dass es fast unmöglich ist, eine Ratstagung (Eco+n) innerhalb von 
10 Tagen zu Stande zubringen und einen sinnvollen Meinungsbildungsprozess zu 
heiklen wirtscha"spolitischen Einschätzungen abzuhalten, werden hiermit Büro-
kraten der EK als quasi oberste wirtscha"spolitische Autorität in Europa eingesetzt. 
Der vorgeschlagene Mechanismus ist von größter wirtscha"spolitischer, rechtlicher 
und demokratiepolitischer Tragweite, dessen Dimensionen im gegebenen Rahmen 
nur angedeutet werden können.9

Collignon bemerkt dazu tre&end an, dass die vorgeschlagenen Regeln bürokra-
tische statt demokratische Verfahren zur Überwachung anstreben. Damit bewegen 
wir uns auf ein vordemokratisches »ancien regime« zu (Collignon 2010, 14). Der 
Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns, der Verwaltungen an Gesetze bindet, wird 
hier in einem äußerst sensiblen Bereich völlig außer Kra" gesetzt : die legistischen 
Vorschläge der EK sehen keinerlei inhaltliche Bestimmungen über die Referenzgrö-
ßen zur Bewertung und De+nition makroökonomischer Ungleichgewichte vor. Viel-
mehr wird der Kommission gemäß EK Legislativvorschlägen völlig freie Hand bei 
der Erstellung (nur in Konsultation ( !) mit den MS) und beliebigen Veränderung der 
Liste der Indikatoren (»Scoreboard«) sowie Festlegung von Schwellenwerten (ohne 
Konsultation mit den MS) gegeben, die die Basis für Bewertung der Wirtscha"spo-
litiken der MS und Auslösung des Strafmechanismus darstellen. Dem Parlament 
kommt demgemäß bei der Festlegung der Referenzwerte für weitreichende Eingri&e 
in die +nanz- und wirtscha"spolitische Autonomie der MS keinerlei Rolle zu. 

Die ohnehin sehr schwache demokratische Legitimierung europäischer wirt-
scha"spolitischer Entscheidungsprozesse über EP und – sehr indirekt – Rat – wird 
damit ausgehebelt. Im Lissabon-Vertrag vorgesehene Rechtsetzungsverfahren wer-
den materiell umgangen. 

3.1.4 Machtkonzentration und Stärkung – nicht Verringerung –  
 des Primats der Märkte

Dieser Mechanismus des Transfers wirtscha"spolitischer Entscheidungs- und Ho-
heitsgewalt an die Bürokratie der EK ist nicht nur aus juristischer Sicht problematisch. 
Es wird in der wirtscha"spolitischen Koordinierung genau jene Institution gestärkt, 
die für politische EinXussnahme von Lobbyisten aus Finanz- und Wirtscha"skreisen 
besonders o&en ist. Gleichzeitig muss auch berücksichtigt werden, dass nicht die EK 
als gesamtes, sondern nur ein Teil, nämlich die extrem neoliberal ausgerichtete Gene-
raldirektion und der Kommissar für Wirtscha"s- und Finanzfragen (ECFIN) zustän-
dig ist. Das führt zu weiteren Machtverschiebungen innerhalb der Kommission.10 

Ein weiteres Moment in der Bewertung der Vorschläge ist von zentraler Bedeu-
tung : Bereits jetzt reagieren »die Finanzmärkte« mit großer Sensibilität und bringen 
einzelne MS unter Druck. Mit dem neuen Mechanismus wird Information über we-
sentliche wirtscha"spolitische Weichenstellung weiter gebündelt und damit auto-
matisch die Aufmerksamkeit »der Finanzmärkte« darauf gelegt. In diesem Zusam-
menhang ist die alleinige Interpretationsmacht der EK besonders beunruhigend, den 
Finanzmärkten Terms of Reference (Deutsche Bank 2010, 1) in die Hand zu geben.11 
Angesichts fehlender e&ektiver Maßnahmen zur Regulierung und Einschränkung 
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der Macht der Finanzmärkte sind aus dieser Perspektive die vorgeschlagenen Me-
chanismen der wirtscha"spolitischen Koordinierung kontraproduktiv, da sie das 
Primat der Märkte über nationalstaatliche budget- und wirtscha"spolitische Ent-
scheidungen noch weiter verschärfen werden. 

Der neue Prozess wird sensible budget- und wirtscha"spolitische Informationen 
in hochkonzentrierter Form und begleitet von – gemäß der derzeitigen Ausrichtung 
der Kommission – erwartungsgemäß einseitiger wirtscha"spolitischer Interpreta-
tion an die Märkte liefern, die damit noch stärker und einfacher als bislang ihre 
»Disziplinierungsfunktion« ausüben können. Dieser Punkt wird unseres Erachtens 
nach in der Debatte völlig ausgeblendet, könnte aber in der Praxis große Bedeutung 
gewinnen.

3.1.5 Ein Blick hinter die Kulissen in die Mechanismen der Macht

Da (männliche) Bürokraten den Prozess dominieren, mag es auch erhellend sein, 
einen Blick auf das Innenleben der Bürokratenrunden zu werfen. Wohl unabsicht-
lich hat 4omas Wieser 12, ein maßgeblicher Akteur auf EU Bürokratenebene, einen 
Einblick in die Banalität der Mechanismen der Macht gegeben : »Meine Arbeit ist 
nur unter größter Diskretion möglich. In diesen Runden kann man sich gegenseitig 
blamieren, sich anschreien, zugeben, dass man etwas nicht weiß. Zuweilen geht es 
auch zu wie in einer Pokerrunde. Ich behaupte, ein ganz starkes Blatt zu haben, auch 
wenn es gar nicht so gut ist, oder auch das Gegenteil. Könnten Journalisten einem 
schon in der Phase des Bietens in die Karten schauen, wäre jeder Verhandlungser-
folg ruiniert.«13 Wohl als Rechtfertigung für Intransparenz und undemokratische 
Verfahren gedacht, bewirkt dieser Einblick wohl das Gegenteil. Es ist entlarvend, 
dass eine Männerrunde von blu&enden Pokerspielern als geeigneter Modus für die 
Ausarbeitung grundlegender wirtscha"spolitischer Weichenstellungen für die nächs-
ten Jahrzehnte angesehen wird, anstelle von demokratischen Diskussions- und Aus-
handlungsprozessen.14

3.2 Wirtscha�spolitische und politökonomische Überlegungen und Einwände

Politikökonomische Kritik an den Vorschlägen der geplanten wirtscha"spolitischen 
Steuerung ist aus mehreren Perspektiven notwendig. 

3.2.1 Fatale Verwechslung von Ursache und Wirkung

Zunächst ist zu betonen, dass die Vorschläge nicht die Krisenursachen bekämpfen 
(vgl. auch IMK 2009, Watt 2010). Die unmittelbaren Krisenursachen15 liegen in der 
Deregulierung der Finanzmärkte, Leistungsbilanzungleichgewichten zwischen den 
Staaten und in einer sich weltweit polarisierenden Vermögensverteilung (IMK 2009). 
Lediglich zu ausgewählten, vorwiegend monetären Aspekten makroökonomischer 
Ungleichgewichte wird seitens der Europäischen Kommission ein Vorschlag gemacht, 
die anderen 4emen werden ignoriert. Mehr noch : Die +skalischen Reformen wer-
den als unausweichlich in Hinblick auf das Agieren der Finanzmärkte dargestellt, die 
ansonsten die Staaten in den Ruin treiben würden. Bei der Reform der Finanzmärkte, 
einer Finanztransaktionsteuer oder Maßnahmen zur Eindämmung des Steuerwett-
laufs nach unten gibt sich die EU-Kommission hingegen sehr zurückhaltend. 

Der Zusammenhang zwischen der Finanzkrise, dem damit verbundenen Anstei-
gen der Schuldenquote und den daraus folgenden Problemen der Nationalstaaten 
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wird nicht hergestellt. Dabei +el die Schuldenquote der Eurozone von 72 % 1999 auf 
66 % im Jahr 2007. 2011 wird sie voraussichtlich um 20 % Punkte (rund 2.500 Mrd. 
Euro) höher liegen, bei rund 86 % ( !) (EK 2011b). Für die EU27 wird ein Anstieg von 
59 % auf 82 % prognostiziert. Tabelle 1 zeigt, dass in jenen europäischen Staaten, die 
die Finanzkrise besonders hart getro&en hat, der Schuldenstand explodiert ist. 

Tabelle 1 : Schuldenstand ausgewählter Länder vor und nach der Krise

 

Quelle : EU-Kommission

Die Schuldenkrise ist eindeutig als Last der Übernahme von Bankenrettungspaketen 
und Krisenbekämpfungsmaßnahmen zu identi+zieren. Dies wird versucht zu ver-
schleiern. Mehr noch : Es wird versucht, das ideologische Feld zu wechseln und die 
Staaten als unverbesserliche Schuldenmacher darzustellen, die ihre »Hausaufgaben« 
nicht gemacht und über ihre Verhältnisse gelebt hätten und endlich an die Kandare 
genommen gehören. Griechenland wurde als Paradebeispiel dargestellt, obwohl es 
eine Ausnahme unter den Eurozone Staaten darstellt. Die griechischen Daten wur-
den geschönt. Andere Staaten, wie Irland oder Spanien hatten vor der Finanzkrise 
Budgetüberschüsse und niedrige Schuldenquoten, was sie nicht davor bewahrt hat, 
jetzt unter erheblichen Druck der Finanzmärkte zu kommen. Eine Beteiligung der 
Verursacher an den Krisenkosten durch höhere Vermögens- oder vermögensbezo-
gene Steuern, oder Übernahme von Anleiherisiken steht nicht ernstha" auf der eu-
ropäischen Agenda.

3.2.2 »Budgetkonsolidierung« über alles – Einleitung einer verlorenen Dekade

Die Verschärfung des SWP führt zu einer einseitigen Austeritätspolitik in Europa, 
speziell in der Eurozone, was die Wachstumsaussichten dämp" (Truger et al. 2010, 
17f). Quantitative De+zit- und Staatsschulden-Ziele sind der falsche Ansatz, wenn 
diese ernstha" umgesetzt werden, wird dieser einseitige Fokus auf Schuldenredukti-
on schädlich für die wirtscha"liche Entwicklung der EU sein und eine »lost decade« 
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steht bevor (Watt 2010, 7). Zudem wird die asymmetrische Wirkung des Stabili-
tätspaktes, die in der Reform 2005 nur ansatzweise behoben wurde (vgl. Mozart/
Rossmann 2005, 1 &), wieder verstärkt, sodass eine längere Periode mit niedrigen 
Wachstumsraten nicht ausgeschlossen werden kann. Die Erfahrungen vor der Kri-
se haben bereits gezeigt, dass die neoliberalen wirtscha"spolitischen Rezepte mit 
rigidem Sparkurs und Strukturreformen nicht nur Wachstumsprobleme, sondern 
auch negative E&ekte auf Verteilung und Geschlechtergleichstellung (vgl. Klatzer/
Schlager 2011) haben. Sogar der Internationale Währungsfonds schätzt den negati-
ven Wachstumse&ekt einer gleichzeitigen Konsolidierung mehrerer Staaten doppelt 
so hoch ein, wie den E&ekt für einen Einzelstaat (IMF 2010, 18f). Insofern ist es aus 
ökonomischer Sicht unsinnig, diesen wirtscha"spolitischen Kurs weiterzufahren 
und zu verschärfen.

Was für Sinn macht es ökonomisch, wenn alle Staaten Budgetüberschüsse erzielen 
und schuldenfrei sein sollen (Watt 2010, Marterbauer 2010) ? Wenn der Staat seinen 
Finanzierungssaldo verbessern will, so setzt das voraus, dass im gleichen Ausmaß 
entweder die Haushalte weniger sparen, die Unternehmen oder das Ausland sich stär-
ker verschulden. Das ist saldenmechanisch zwangsläu+g so (Marterbauer 2010, 9 f).  
Da die Eurozone Staaten nicht mehr abwerten können, verlagert sich der Druck dop-
pelt auf die privaten Haushalte. Als ArbeitnehmerInnen geraten sie unter Lohndruck, 
damit die Wettbewerbsfähigkeit erhöht werden kann, und der Staat spart. Da aus-
gabenseitige Konsolidierungen überwiegend die sozial Schwächeren (mit höherer 
Konsumneigung) tre&en, wird damit die private Nachfrage und das Wachstum ge-
schwächt. Der Staat sollte hingegen langfristig als Investor agieren und nicht durch 
+xe Ausgabenregeln Zukun"sinvestitionen unterbinden. Auch der Sozialstaat hat 
Produktivkra".

Zudem sind politisch/ideologische Implikationen mit zu berücksichtigen. Die ge-
plante Ausgabenregel und das geplante numerische Schuldenreduktions-Kriterium 
zielen darauf ab, permanenten Spardruck zu erzeugen und damit langfristig den 
Rückbau des Wohlfahrtsstaates voranzutreiben (Horn et al. 2010 ; Watt 2010). Es wird 
bereits im präventiven Arm des Stabilitätspaktes Druck erzeugt und versucht auf die 
Ausgabenhöhe und -struktur EinXuss zu nehmen. Mit der Reverse Majority Rule 
wird versucht, einen regelbasierten Automatismus zu installieren, um einen mögli-
chen Widerstand hintan zu halten. Damit werden die Pläne als neoliberaler Black-
lash demaskiert (EuroMemoGroup 2010, 20). Nach dem »Schocktherapie«-Prinzip 
(Naomi Klein), wird nun auch in Europa überfallsartig eine extrem verschär"e 
neoliberale Reformagenda durchgezogen (Corporate Europe Observatory 2010). 

Die Obsession mit ausgabenseitigen Kürzungen wird über lange Zeit hinaus die 
Wachstumsaussichten in den MS beeinträchtigen. Es ist aus ökonomischer Perspek-
tive erstaunlich, dass die dringend notwendige Harmonisierung im Steuerbereich 
ausgeklammert bleibt. Die mangelnde Steuerdisziplin in manchen Staaten, der de-
saströse Steuerwettlauf nach unten und die nach wie vor existierenden Steueroasen 
sind für die Kommission kein Problem (Attac 2010), obwohl es einen prominenten 
Platz in einer e&ektiven Koordinierung der Wirtscha"spolitik haben sollte. Irland 
weigert sich nach wie vor, seine günstige Unternehmensbesteuerung abzuscha&en, 
obwohl es Finanzhilfe von außen braucht. Da Irland primär eine Bankenkrise und 
keine Staatschuldenschuldenkrise hat, ha"en somit die SteuerzahlerInnen der EU 
für steuerprivilegierte Unternehmen. 
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3.2.3 Makroökonomische Überwachung als neoliberale  
 wirtscha�spolitische Zwangsjacke

Grundsätzlich gilt auch bei der makroökonomischen Überwachung : mehr Koordi-
nierung der Wirtscha"spolitik auf europäischer Ebene ist sinnvoll und notwendig. 
Allerdings führt dieser Befund nicht zwangsweise zu einer Befürwortung der derzeit 
auf dem Tisch liegenden Vorschläge. Im Gegenteil, sinnvolle wirtscha"spolitische 
Koordinierung ist unter den diskutierten Bedingungen nicht möglich. 

Eine Diskussion dieser 4ese muss sich mit dem entscheidenden Moment, den 
Kriterien des geplanten Überwachungsmechanismus auseinandersetzen. Wie dar-
gestellt, ist das nicht ganz einfach, da genau dieser zentrale Punkt, die Wahl des 
Indikatorensets für die Überwachung, weitgehend abseits der Ö&entlichkeit behan-
delt wird. Auch wenn Details nicht bekannt sind, können anhand der vorliegenden 
Informationen einige wesentliche Punkte herausdestilliert werden. 

Wie dargestellt, hat die EK o&enbar Leistungsbilanzsaldo, Exportmarktanteile, 
Nettoauslandspositionen, reale e&ektive Wechselkurse, nominelle Arbeitsstückkos-
ten, Wertsteigerung im Bausektor, Hauspreise, Verschuldung des Privatsektors und 
Bruttoschuldenstand im Auge. 

Das EP schlägt demgegenüber als wirtscha"liche Schlüsselindikatoren (real und 
nominal) ein wesentlich breiteres – und wirtscha"spolitisch vernün"igeres – Set vor 
(Europäisches Parlament, 2010, Anhang, Empfehlung Nr. 1) vor : 
 – realer e&ektiver Wechselkurs, 
 – Leistungs-/Zahlungsbilanz, 
 – Produktivität (einschließlich Ressourcenproduktivität und  

totaler Faktorproduktivität) 
 – Lohnstückkosten, 
 – Kreditwachstum und Preisentwicklungen bei Anlagen  

(einschließlich Vermögenswerte und Immobilienmärkte), 
 – Wachstums- und Investitionsrate, 
 – Erwerbstätigen- und Arbeitslosenquote, 
 – Nettoauslandspositionen, 
 – Entwicklung der Steuergrundlage, 
 – Entwicklung der Armutsquote und des sozialen Zusammenhalts und 
 – Indikatoren für externe Umweltkosten ; 
Ein Vergleich der beiden Indikatorenlisten zeigt, dass ein wesentlicher Unterschied 
in der grundlegenden ideologischen Ausrichtung liegt. Während die EK – und of-
fenbar auch der Eco+n – einseitig an wenigen Parametern der Wettbewerbsfähigkeit 
orientierte Indikatoren favorisiert, zeigt das EP tendenziell, dass Koordinierung auch 
anders möglich wäre, nämlich unter Einbeziehung von wesentlichen wirtscha"spoli-
tischen Daten im Bereich Arbeitsmarkt und soziale Entwicklung, aber auch Besteu-
erung. Auch in der Liste des EP fehlen einige zentrale Aspekte, wie Entwicklung von 
Lohn- und Gewinnquote, Entwicklung der gesamtwirtscha"lichen Nachfrage und 
Umfang der automatischen Stabilisatoren. 

Insgesamt beruht dieser indikatorengesteuerte Ansatz auf einem enormen Auf-
wand zur Ermittlung auch nur annähernd geeigneter Datengrundlagen. Es besteht 
zweifelsohne großer Bedarf an präziser De+nition und Abgrenzung der Indikato-
ren. Abgesehen von der Frage, ob die Indikatoren tatsächlich aussagekrä"ig sind 
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bzw. wie weit Datenmanipulationen die Aussagekra" in entscheidenden Situationen 
einschränken können, liegt dem gesamten Ansatz eine sehr mechanistische Vorstel-
lung von wirtscha"spolitischen Zusammenhängen zugrunde. Willkürlich gesetzte 
Schwellenwerte bringen einen Mechanismus in Gang an dessen Ende Sanktionen 
stehen. Ökonomische Wirkungszusammenhänge, unterschiedliche – insbesondere 
auch langfristige – Wirkungszeiträume und externe E&ekte bleiben außer Acht. Der 
Ansatz erzeugt die Illusion einer unmittelbaren Steuerbarkeit komplexer ökonomi-
scher Wechselwirkungen. Der größte E&ekt des Mechanismus könnte nicht in der 
Verhinderung von makroökonomischen Ungleichgewichten, sondern in der Aus-
lieferung wirtscha"spolitischer Instanzen an die Finanzmärkte sein – Scoreboard-
Daten als simpli+zierte Signale an Finanzmärkte mit möglichen Überreaktionen der 
Märkte, die Ungleichgewichte vergrößern.

Die Vorschläge von EK und EP weisen auch einige Gemeinsamkeiten auf, wie ins-
besondere der Fokus auf Leistungsbilanzungleichgewichte. Wie wohl deren Einbe-
ziehung wichtig und richtig ist, hat die geplante Durchführung seitens der Kommis-
sion eine ideologische Schlagseite. Nicht die Überschussländer geraten in dem neuen 
Verfahren unter Druck, sondern die Länder mit De+ziten sollen wettbewerbsfähiger 
werden, d. h. Löhne senken, wie sich im Zusammenhang mit den Hilfspaketen für 
Irland und Griechenland zeigt. Das Vorgehen der Kommission hat die Gewerkschaf-
ten in höchste Alarmbereitscha" versetzt. Der Europäische Gewerkscha"sbund 
(EGB) schrieb einen außergewöhnlich scharfen Brief an Kommissionspräsident 
Barroso, der österreichische Gewerkscha"sbund an Bundeskanzler Faymann : »Die 
Gewerkscha"en in Irland und Griechenland berichten, dass Kommissionsbeamte 
die Rolle des Sozialen Dialogs und der Kollektivvertragsverhandlungen o&ensicht-
lich ignorieren und direkt in die Lohnpolitik eingreifen. Neben Kürzungen bei Min-
destlöhnen und Pensionen sollen auch die Arbeitsmärkte ›Xexibilisiert‹ werden … 
Im Falle Irlands geht der zuständige Kommissionsbeamte noch einen Schritt weiter 
und fordert, dass Löhne wörtlich ›Marktbedingungen‹ widerspiegeln sollten und die 
›Starrheit‹ von Löhnen zu reduzieren sei. Damit werden konkrete Forderungen nach 
Einschnitten bei der Allgemeingültigkeit von Kollektivverträgen verbunden. (…) 
Diese Vorgehensweise verletzt klar die Autonomie der Sozialpartner und der Kol-
lektivvertragsverhandlungen, die durch die Charta der Grundrechte ausdrücklich 
geschützt werden. Sie widerspricht auch allen bisherigen Aussagen der EU-Kom-
mission zur wichtigen Rolle der Sozialpartner, des Sozialen Dialogs und gesicherter 
Arbeitsbedingungen …« (OeGB 2011). 

Ein einseitiger, asymmetrischer Abbau von Leistungsbilanzungleichgewichten 
zu Lasten der De+zitländer birgt die Gefahr in sich, dass sich die Ungleichgewichte 
in der EU weiter vergrößern und der Au`olprozess der Kohäsionsländer behindert 
wird.

3.2.4 Die wirtscha�spolitische Agenda der EK : Beschleunigte Deregulierung, 
 Flexibilisierung, Lohnkürzungen, Unternehmensbegünstigungen …

Auch mit dem ersten Jahreswachstumsbericht hat die EK im Jänner 2011 deutlich 
gezeigt, was unter dem Schlagwort »verstärkte wirtscha"spolitische Koordinierung« 
zu erwarten ist : Die EK schlägt darin Schwerpunkte im Bereich Konsolidierung, Ar-
beitsmarktreformen und sogenannte »wachstumsfördernde« Maßnahmen vor und 
de+niert 10 prioritäre Bereiche. In diesen Bereichen soll der Handlungsdruck auf die 
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MS erhöht werden. Erschreckend ist die ungeschminkte ideologische Einseitigkeit 
der Maßnahmen. Selbst die Beschlüsse des Europäischen Rates zur neuen Europa 
2020 Strategie (vgl. beispielsweise Klatzer 2010) werden ignoriert. Die in der Euro-
pa 2020 Strategie enthaltene ansatzweise Ausgewogenheit durch Einbeziehung von 
Aspekten des sozialen Zusammenhalts (Armutsreduktionsziel) und einer breiteren 
Palette von Arbeitsmarktmaßnahmen werden von der EK im Wachstumsbericht 
nicht miteinbezogen.

Vorschläge des Wachstumsberichtes 16 sind unter anderem strikte nachhaltige 
Lohndisziplin für Leistungsbilanzde+zitländer (u. a. durch Abscha&ung von Indexie-
rungsklauseln), Flexibilisierung der Arbeitszeitregelungen, Erhöhung des Pensions-
antrittsalters, Au3au privater Pensionsvorsorge, de facto Anregungen zur Kürzung 
von Arbeitslosenleistungen (Überprüfung der Unterstützung von Arbeitslosen, Be-
fristung, Anreize zur Arbeitsaufnahme …), Abbau von »übermäßigem« Schutz von 
Beschä"igten mit unbefristeten Verträgen, Ausweitung der Ö&nungszeiten im Han-
del (»unverhältnismäßige Beschränkungen der Ö&nungszeiten …«), Abscha&ung 
von Steuerregelungen, die den grenzüberschreitenden Handel oder Investitionen 
beeinträchtigen und klare Präferenz für – aus Verteilungssicht problematische – in-
direkte Steuern.

Das Besorgniserregende dabei ist besonders, dass der jährliche Wachstumsbe-
richt die Basis für weitere Empfehlungen der EK an MS über Strukturreformen und 
+skalische Konsolidierung bildet und damit auch die Basis für nachfolgende Über-
wachungsverfahren und mögliche Sanktionen. 

Die EK verfolgt hier eine ganz eindeutig einseitig neoliberale, unternehmer-
freundliche Agenda, die selbst die ohnehin zarten Ansätze von mehr Ausgewogen-
heit in den Beschlüssen des Europäischen Rates zu Europa 2020 und in den Inte-
grierten Leitlinien der Wirtscha"spolitik (Grundzüge der Wirtscha"spolitik und 
Beschä"igungspolitische Leitlinien) ignoriert. Besonders hervorzuheben ist, dass 
die EK damit Eingri&smöglichkeiten in Bereiche nationalstaatlicher Zuständigkeit 
bekommt und o&enbar beabsichtigt, über die »wirtscha"spolitische Koordinierung« 
aus neoliberaler Perspektive unerwünschte wirtscha"spolitische Maßnahmen auf 
MS Ebene zu sanktionieren, selbst wenn sie ökonomisch wichtig und sinnvoll sind, 
wie beispielsweise ausgeprägte automatische Stabilisatoren. 

4. Perspektiven einer ökonomisch sinnvollen und demokratiepolitisch 
tragbaren Wirtschaftspolitischen Koordinierung innerhalb der  
Europäischen Union

Es liegt eine Reihe von alternativen Vorschlägen und Forderungen zur wirtscha"s-
politischen Steuerung mit unterschiedlichen Ansatzpunkten und unterschiedlichem 
Ausmaß an Konkretheit vor. Gemeinsam ist ihnen, dass sie interessante Fragestellun-
gen und Perspektiven aufzeigen, sodass zumindest das neoliberale Credo »there is no 
alternative« – auch für die Ausgestaltung der wirtscha"spolitischen Steuerung auf 
europäischer Ebene – als widerlegt betrachtet werden kann. 

Grundsätzlich gibt es verschiedene Ebenen, auf denen Alternativvorschläge ein-
zubringen sind. Einerseits sind einige eng an die derzeitigen Diskussionen anknüp-
fende Überlegungen einzubringen, die die Ausgestaltung der Details der geplanten 
wirtscha"spolitischen Steuerung betre&en, allerdings allesamt für sich genommen 
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auch zu kurz greifen. Diese ergeben sich großteils direkt aus den vorangehenden 
Diskussionen :
 – Abkehr von quantitativen De+zit- und Schuldenregeln im SWP und Integration 

von Anreizen zur einnahmenseitigen Konsolidierung in den SWP
 – Abscha&ung der Begünstigung von kapitalgedeckten Pensionsmodellen im SWP
 – Demokratische Legitimierung der wirtscha"spolitischen Koordinierungsprozesse 

durch tragende Rolle für das EP (u. a. bei Überwachungsprozessen, Beschlussfas-
sung über Grundzüge der Wirtscha"spolitik)

 – Ergänzung der Indikatoren des makroökonomischen Überwachungsprozesses 
durch Indikatoren im Bereich Lohnquote, Beschä"igungsentwicklung, soziale 
Kohäsion, steuerliche Basis, Stabilisierung der gesamtwirtscha"lichen Nachfrage, 
Stärkung der automatischen Stabilisatoren etc.

 – Integration von SWP und makroökonomischen Überwachungsprozess in einen 
einzigen Mechanismus, der auf realwirtscha"liche Konvergenz abstellt bzw. ein 
demokratisch organisierter makroökonomischer Überwachungsmechanismus, 
der Beschä"igungswachstum, Preiswertstabilität, Verringerung von Ungleichhei-
ten sowie hohe Sozial- und Umweltstandards in den Vordergrund rückt. 

 – Streichung +nanzieller Sanktionen und insbesondere Streichung aller Bestim-
mungen, die Beschlussfassungsmechanismen der EU aushöhlen (reverse majority 
voting)

 – Maßnahmen und Empfehlungen aufgrund von Ungleichgewichten müssen durch 
das EP legitimiert werden.

Im Zusammenhang mit dem SWP gibt es eine Reihe von Vorschlägen, den rein +ska-
lischen Fokus auf wirtscha"liche und soziale Konvergenz auszuweiten. So argumen-
tieren Hacker/Van Treck (2010) für die Einführung eines sozialen Stabilitätspaktes 
und Berücksichtigung von Ungleichgewichten : Der Stabilitätspakt sollte um die Ziele 
»Gute Arbeit, sozialer Fortschritt und ökologische Nachhaltigkeit« ergänzt werden. 
Die soziale Kohäsion sollte ins Zentrum europäischer Koordinierungsbestrebungen 
gerückt werden. In diesem Sinne argumentiert auch die EuroMemoGruppe (2010). 
Durch eine neue O&ene Methode der Koordinierung (OMK) könnte der soziale 
Stabilitätspakt verwirklicht werden. Sozialpartner, NGOs, das EU-Parlament und die 
nationalen Parlamente sind miteinzubeziehen. Der SWP sollte sich auf den Ausgleich 
der außenwirtscha"lichen Ungleichgewichte konzentrieren und beide Teile sollten 
gleichwertig nebeneinander stehen. 

Laut Horn bedür"e es einer stärkeren und veränderten Einbeziehung makroöko-
nomischer Ungleichgewichte (Horn et al. 2010) : Die Wirtscha"s- und Finanzkrise 
beruht nicht auf übermäßiger ö&entlicher sondern vielmehr privater Verschuldung. 
Der SWP ignoriert aber bislang die Finanzierungsposition des Privatsektors und des 
Auslands. Die Obergrenze für das Haushaltsde+zit sollte durch eine Obergrenze für 
Leistungsbilanzsalden (Überschüsse und De+zite) ersetzt werden. Diese könnte sich 
auf + bis - 2 % belaufen. Im Gegensatz zu den Vorschlägen der EK zur Überwachung 
internationaler Ungleichgewichte würden somit Anpassungslasten auch auf Über-
schussländer entfallen.

Größte Aufmerksamkeit in der Ö&entlichkeit bekommen – auch im Zusammen-
hang mit dem Rettungsschirm und dem ständigen Krisenmechanismus – Vorschläge 
zur Einführung von Eurobonds. Laut diesen Vorschlägen sollte ein Markt für euro-
päische Staatsanleihen gescha&en werden, die gemeinsam von den Eurozone Staaten 
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garantiert werden. Die genaue Ausgestaltung variiert in den Modellen. Auch das 
EP (Europäisches Parlament 2010, 22) fordert eine Bewertung der Möglichkeiten, 
langfristig ein System einzuführen, bei dem sich die Mitgliedstaaten an der Emission 
einer gemeinsamen Europäischen Anleihe beteiligen können. De facto ist der 2010 
ins Leben gerufene Rettungsschirm für Euro-Mitgliedstaaten ein Schritt in diese 
Richtung. 

In Bezug auf das Prozedere der Koordinierung und insbesondere der Überwa-
chungsmechanismen werden vielfach demokratische Reformen gefordert. Collignon 
(2010) fordert eine Stärkung der Rolle des EPs in einem reformierten SWP. Es soll 
eine aktive Rolle bei der Festsetzung des wünschenswerten aggregierten Gesamtde+-
zits übernehmen. Zudem sollte es die Möglichkeit erhalten, an den Grundzügen der 
Wirtscha"spolitik, in denen das vorgeschlagene wünschenswerte Gesamtde+zit der 
Eurozone de+niert werden sollte, mitzuwirken. 

Gleichzeitig muss klar sein, dass diese Ansätze zu kurz greifen. Die Krise hat uns 
vor Augen geführt, dass ein grundlegender Paradigmenwechsel nötig ist, der Weg in 
eine solidarische, ökologische Gesellscha". 

Wesentliche Fragen und Herausforderungen für eine sinnvolle europäische Ko-
ordinierung der Wirtscha"spolitik sind nach wie vor e&ektive Finanzmarkt- und 
Bankenregulierung, Beschränkung der Größe der Finanzinstitutionen, Möglichkeit 
von Kapitalverkehrskontrollen, Schließung von Steueroasen und Verhinderung des 
Steuerwettlaufs nach unten durch Einführung von Mindeststeuersätzen auf europä-
ischer Ebene, sowie der bereits oben erwähnte realwirtscha"liche Stabilitäts- und 
Wachstumspakt. Bereits vor knapp zwei Jahrzehnten wurde festgestellt (vgl. Ise-
mann/Marterbauer 1992, 25 ; Klatzer 1992), dass ein wesentliches Manko der eu-
ropäischen Währungsunion auch das Fehlen eines umfangreichen europäischen Fi-
nanzausgleichs ist, der den Zielen des gemeinscha"lichen ökonomischen Ausgleichs, 
der regionalen und personellen Verteilungsgerechtigkeit, der Wachstumsdynamik 
und Vollbeschä"igung und des ökologischen und sozialen Strukturwandels ver-
pXichtet ist. 

Im Bereich der Lohnkosten- und Preisentwicklung braucht es Koordinierung und 
nicht Wettbewerb. Weiters sind dringend Maßnahmen nötig, um eine bessere Ein-
kommensverteilung zu erreichen, dabei käme der Anhebung von Mindestlöhnen 
und Überführung von atypischen in reguläre Arbeitsverhältnisse eine große Rolle 
auf europäischer Ebene zu. 

In der Krise hat sich gezeigt, dass automatische Stabilisatoren eine wesentliche 
Rolle bei der Bewältigung gespielt haben. Entgegen der Tendenzen der EK, die au-
tomatischen Stabilisatoren zu schwächen, müssen diese gestärkt werden. Watt (2010, 
126 &) schlägt vor, im Rahmen der o&enen Koordinierungsmethode den MS Anreize 
für eine Stärkung der automatischen Stabilisatoren zu geben. 

Bolte/Bovenschulte/Fisahn (2010) sehen angesichts der grenzüberschreitenden 
ökonomischen und ökologischen Probleme keine Alternative zur Scha&ung eines 
fortschrittlichen Europas, das eine gemeinsame Finanz- und Steuerpolitik, eine eu-
ropäische Sozialpolitik sowie eine gemeinsame Wirtscha"spolitik aufweist, in der 
das Primat der Politik verwirklicht und wirtscha"liche Entwicklung sozial und 
umweltverträglich gestaltet wird. Europa muss demnach als demokratische Finanz- 
und Wirtscha"seinheit, die auch soziale Kohäsion anstrebt, konzipiert werden. Mehr 
Mittel für die ärmeren EU-Staaten durch mehr Strukturfondsgelder und Schritte 
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in Richtung Fiskalunion schlägt die EuroMemoGroup (2010, 40) vor. Es wird eine 
Anhebung des EU-Haushalts von derzeit 1 % auf 5 % des EU-BIP gefordert, um eine 
soziale und ökologische Transformation voranzutreiben. 

Die Möglichkeit der EZB direkt an Staaten Geld zu verleihen, käme der ö&ent-
lichen Hand weitaus billiger. Eine sinnvolle Koordinierungsarchitektur der Wirt-
scha"spolitik auf europäischer Ebene sollte die EZB mitumfassen und eine Erweite-
rung der Ziele der Geldpolitik – weg von reinem InXationsziel hin zu Orientierung 
an ausgewogenem Wachstum, Beschä"igung und gesamtwirtscha"licher Stabilität – 
beinhalten.

5. Resümee und Ausblick

»Sometimes dark clouds have a silver lining« (Europäische Kommission, o. J., 1). Für 
die Europäische Kommission ist der Silberstreifen am Horizont der Krise die Chance, 
die Mitgliedstaaten unter Androhung substanzieller Strafzahlungen in eine ideo-
logische Zwangsjacke einseitiger wirtscha"spolitischer Rezepte unter dem Begri& 
Economic Governance zu zwängen : »the EU gets tough« (ebd.). 

Es ist inakzeptabel, dass für Europa die vornehmliche Lehre aus der Krise ist, 
jenen wirtscha"spolitischen Kurs, der in die Krise geführt hat, mit noch größe-
rer Vehemenz und unter Sanktionsandrohungen zu verschärfen. Im Wesentlichen 
laufen die Maβnahmen auf eine verstärkte »Konstitutionalisierung« neoliberaler 
Wirtscha"spolitik hinaus, mit einer Bestandsgarantie, die weiter über nationale 
Verfassungsgesetze hinausgeht. Gleichzeitig werden demokratische Mechanismen 
ausgehöhlt und durch bürokratiedominierte Prozeduren ersetzt. Für Koza ist die 
EU auf dem Weg zu einem »autoritären Kapitalismus« (vgl. auch Deppe et al. 2008) 
»basierend auf Entdemokratisierung – etwa über noch strenger sanktionierbare 
Budget restriktionen und Ausgabenregeln, die nationalstaatliche, parlamentarische 
Mitbestimmung demokratisch gewählter Abgeordneter praktisch vollkommen aus-
hebelt – und Entsolidarisierung – über radikalen Abbau solidarisch +nanzierter, so-
zialstaatlicher Sicherungssysteme bei Pensionen und Gesundheit und über Einmi-
schung in Lohn+ndungsprozesse.« (Koza 2011).

Entscheidende Fragen im Zusammenhang mit der Bewertung der Vorschläge zur 
wirtscha"spolitischen Koordinierung sind folgende :
 – Werden damit Spielräume für europäische wirtscha"spolitische Gestaltung 

 gewonnen ?
 – Werden damit kün"ige Krisen vermieden ?
 – Wird damit ein stabiles makroökonomisches Umfeld gescha&en ?
 – Wird damit nachhaltiges und integratives Wachstum gefördert ?
 – Wir damit qualitativ hochwertige, dauerha"e Beschä"igung gefördert ?
 – Wird mit den Maßnahmen die Abhängigkeit von Finanzmärkten verringert ?
 – Wird langfristig die Finanzierungsbasis der MS und der EU gestärkt ?
 – Werden damit Ungleichheiten innerhalb und zwischen EU MS und Regionen 

verringert und solidarischer Ausgleich gefördert ?
All diese Fragen sind aus ökonomischer Sicht mit einem klaren Nein zu beantworten. 
Bleibt also die Frage, wozu diese Art von autoritär aufoktroyierter wirtscha"spoli-
tischer Zwangsjacke ? Diese Frage ist eindeutig nicht ökonomisch zu beantworten, 
sondern erklärt sich aus den politischen Machtverhältnissen in Europa.
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Wenn davon gesprochen wird, dass mehr europäische Koordinierung benötigt 
werde, kann es dabei wohl nur um mehr demokratisch legitimierte Koordinierung 
gehen. Die Demokratisierung der Wirtscha"spolitik 17 ist voranzutreiben. Das 
Ziel neoliberaler Politik ist hingegen die Einschränkung des gesellscha"lichen Be-
reichs, für den die Politik und damit demokratische Verfahren zuständig sind (Novy 
2003, 9). Derzeit erleben wir den Versuch, die Budgets regelgebunden der Politik 
zu entziehen und die Staaten endgültig dem Votum der Finanzmärkte zu unterwer-
fen. Da die Budgetpolitik eine zentrale Kristallisationsform staatlichen Handelns ist 
(BEIGEWUM 2002), ist diese Form der »Entpolitisierung« und regelgebundenen 
Steuerung eine Machtdemonstration der Geldeliten, die die Krä"everhältnisse zwi-
schen Staats- und Marktmacht neu de+nieren wird.

Die aktuellen Vorschläge zur wirtscha"spolitischen Steuerung werden nicht, wie 
manche ho&en, mehr Europa bringen. Im Gegenteil, sie entfernen die Bevölkerung 
von der Union. Die Aussicht auf eine »europäische Folterkammer«, auf Sanktionen 
und Strafen, auf permanenten Sparkurs und eine ohnmächtige Politik sind keine 
attraktiven politischen Optionen, die Politikverdrossenheit und Ablehnung der EU 
wird weiter steigen. 

Es ist absehbar, dass die Maβnahmen die Wachstumsprobleme innerhalb der EU 
verstärken und sich auf unabsehbare Zeit als hinderlich fűr ausgewogene wirtscha"-
liche Entwicklung darstellen. Zudem werden Staat und sozialstaatliche Leistungen 
ausgehöhlt und unterminiert und Ungleichheiten verschär".

Es wird eine zentrale machtpolitische wie auch symbolische Frage sein, ob die 
Europäische Union die Finanzmärkte unter Kontrolle bringt, oder umgekehrt. Das 
Primat der Politik ist Voraussetzung dafür, um Wirtscha"spolitik zu gestalten. Die 
Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels ist nach der Krise erstaunlich schnell 
wieder in den Hintergrund gerückt. Das Unbehagen mit der Wirtscha"spolitik ist 
geblieben. Die Möglichkeit einer sozialen und ökologischen Union rückt wieder in 
weite Ferne. 
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Anmerkungen

1 In Anlehnung an die euphorischen Worte von José Manuel Barroso in einer Rede am Euro-
pean University Institute am 18. 6. 2010 in Florenz : »What is going on is a silent revolution – 
a silent revolution in terms of stronger economic governance by small steps. 4e Member 
States have accepted – and I hope they understood it exactly – but they have accepted very 
important powers of the European institutions regarding surveillance, and a much stricter 
control of the public +nances.« Video : www.eui.eu/News/2010/06-07-Barroso.aspx, zitiert 
nach : Corporate Europe Observatory (2011, 4).

2 Titel einer Veranstaltung im österreichischen BMF zur EU Koordinierung der Wirtscha"s-
politik.

3 Die EK Vorschläge bestehen aus einem Paket von 6 Rechtstexten, davon fünf Verordnungen 
(VO) und eine Richtlinie (RL) : (1) VO zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 
über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und 
Koordinierung der Wirtscha"spolitiken, (2) VO zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1467/97 über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßi-
gen De+zit, (3) eine neue VO über die wirksame Durchsetzung der haushaltspolitischen 
Überwachung im Euroraum, (4) eine neue RL des Rates über die Anforderungen an die 
haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten, (5) eine neue VO über die Vermeidung 
und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte und (6) eine neue VO über Durch-
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setzungsmaßnahmen zur Korrektur übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte 
im Euroraum.

4 Es ist anzumerken, dass die Darstellung der Inhalte insofern schwierig ist, als die Verhand-
lungen zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Artikels – Mitte Februar 2011 – im Laufen 
sind und darüber wenige und unvollständige Informationen verö&entlicht werden.

5 Außer einem – ino�ziell – an die Ö&entlichkeit gelangten Papier Deutschlands über einen 
»Wettbewerbspakt«, zu dem mit Frankreich angeblich bereits zuvor weitgehende Einigung 
erreicht wurde (vgl. Berliner Zeitung, 4. 11. 2011, http ://www.berlinonline.de/berliner-
zeitung/wirtscha"/detail_dpa_28534540.php), gibt es bis Ende Februar 2011 (Redaktions-
schluss) über diese geheim geführten Verhandlungen keine Informationen.

6  Die EK hat im Jänner 2011 erstmals einen Jahreswachstumsbericht nach dem neuen Ver-
fahren vorgelegt (Europäische Kommission 2011a). Eine Darstellung und Diskussion dieses 
Berichtes wird in Abschnitt 3.2 vorgenommen.

7 Die Mitglieder der Task Force waren weitestgehend die Wirtscha"s- und Finanzminister, 
d. h. quasi der Eco+n (siehe Task Force 2010, Anhang).

8 Das wären für Österreich auf Basis 2010 Strafzahlungen im Ausmaß von ca. 283 Mio.  
bzw. 566 Mio. €.

9 Der in den Rechtsvorschlägen vorgesehene, den Sanktionen vorausgehenden Prozess des 
+nanzpolitischen bzw. makroökonomischen Überwachungsverfahrens mit präventiven 
und korrektiven Komponenten, das von der EK unter Beteiligung des Rates vorangetrieben 
wird, ändert nichts an der hier aus Platzgründen auf den – revolutionären – Sanktions-
mechanismus eingeschränkten Darstellung und Bewertung.

10 Die nach außen hin auch durch beträchtliche Ressourcenzuwächse, in Form einer Vielzahl 
von neuen Posten(ausschreibungen) in der GD Ec+n, sichtbar ist.

11 »4e European semester does not only provide terms of reference for policymakers. 4e 
annual assessments will also make the European semester interesting as a source of infor-
mation for the bond markets. Eco+n peer pressure would be compounded by investor pres-
sure. A look at the spreads of other members’ 10Y bonds over German Bunds shows the 
undiminished intensity of this pressure. 4e markets have sharpened their focus on several 
countries. Against this backdrop the European semester could additionally spur several 
countries to step up their consolidation e&orts. Greater transparency and a higher con-
centration of information going forward give reason to hope that the peripheral states will 
have a better chance of demonstrating their vigour in consolidating their +nances – and of 
selling this in terms of lower risk premiums.« (Deutsche Bank DB Research 2010). 

12 4omas Wieser ist Beamter des österreichischen Finanzministeriums, der als Vorsitzender 
des Wirtscha"s- und Finanzausschusses und als Vorsitzender des Sherpa Ausschusses der 
Task Force in engster Zusammenarbeit mit Van Rompuy führend an der Ausgestaltung der 
Vorschläge beteiligt war.

13 Wieser zit. in Zöchling (2011, 26).
14 Abgesehen davon enthüllt das Porträt eine in diesen Kreisen wohl weitverbreitete Wahr-

nehmung von Verteilungsgerechtigkeit als individuelles Problem fehlender Ausbildung : 
»Die Verteilungsgerechtigkeit stellt sich heute anders dar als in der abgeschlossenen Welt 
der siebziger Jahre. Heute sind jene gefährdet, die eine miese Ausbildung haben.«, ebd, 27.

15 Darüber hinaus gibt es grundlegendere Krisenursachen, die in kapitalistischen Funktions-
prinzipien und dem dominierenden Share Holder Value Prinzip angelegt sind, was aber 
den Umfang und Fokus des Artikels sprengt.

16 Deutschland und die Kommission scheinen sich über die zukün"ige wirtscha"spolitische 
Ausrichtung der EU einig zu sein, denn die deutschen Vorschläge eines »Paktes für Wett-
bewerbsfähigkeit« gehen in die gleiche Richtung wie der Wachstumsbericht der EK, u. a. 
Erhöhung des Pensionsalters, Einfrieren der Löhne (Stabilität der realen Lohnstückkosten), 
Förderung der Arbeitsmobilität und – als deutsches Steckenpferd – eine Verankerung einer 
»Schuldenbremse« in den Verfassungen aller MS sowie Mitberücksichtigung der impliziten 
Verschuldung – d. h. Staatsgarantien und kün"ige Pensionenrechte. 

17 Siehe dazu Kurswechsel He" 1/2003.


